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[image: Ein Bild, das Text, Cartoon, Person, Darstellung enthält.
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[image: Ein Bild, das Text, Screenshot, Zeitung, parallel enthält.
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Interpretations-
hilfe

Im Marz 2016 erzielte
die _Alternative fir
Deutschland” (ATD) ihre
bis dahin besten
Landtagswahlergebnis-
se [Baden-Wirttem-
berg: 15,1%, Rheinland-
Phalz: 12,6%,
Sachsen-Anhalt: 26,2%).
Ihr Parteilogo wird
dominiert durch einen
geschwungenen, nach
rechis oben weisenden
Pleil.

Protestwihler
Wahler, die ihre Stimme
nicht aus Uberzeugung
oder aus koalitionstakti-
schen Uberlegungen fur
eine Partei abgeben,
sondern zum Signalisie-
ren der eigenen
Unzufriedenheit mit den
etablierten Parteien.
Davon profiteren oft
neve Parteien an den
politischen Rindern.

© 2.1.3 Représentiert das Parteiensystem die gesellschaftlichen
Interessen? - Zur Entwicklung des Parteiensystems und

von Parteitypen

M9 @ Neues Gewicht im Parteienspektrum?

Karikatur: Poolo Calle, 14.3.2016

M 10 ® Programmatische Grundziige der AFD

Die 2013 gegriindete AfD setzt sich fur ci-
nen Riickbau der Europaischen Union zu-
rick zu einer reinen Freihandelszone
da das Abgeben nationaler Rechte an eine
supranationale Organisation undemokra-
tisch sei. Die Partei tritt gegen einen Bei-
tritt der Tarkei in die Europiische Union
ein. Die A méchte dic Bundeswehr wie-
der ausbauen und auch verstirkt zur Wah-
rung .deutscher Interessen” im Ausland
einsetzen. Dazu soll u. a. die Wehrpflicht
wieder eingefhrt werden. Im Inneren sol-
len aufgrund einer angeblich verscharfien
Sicherheitslage Polizei und Justiz mehr
-Eingriffsmoglichkeiten” erhalten.

Gesellschaftspolitisch mochte die AD an-
scheinend wieder cher traditionelle Ge-
schlechterrollen als z. B, Frauenerwerbsti-

tigkeit politisch fordern. Auberdem soll die
weitere Entfaltung des Islams in Deutsch-
land u. a. durch ein Minarett-Verbot und
ein Kopftuchverbot im dffentlichen Dienst
verhindert werden. Durch cine Verschir-
fung der Asyl- baw. Fliichtlingsrechte soll
der Zuzug von Migranten verringert wer-
den,

Wirschafispolitisch mochte sich die A
gegen Regulierung von Wirtschaftsunter-
nehmen - u. a. auch bei CO2-Emissionen
- elnsetzen. Die Erbschaftssteuer soll ge-
strichen und die Einkommenssteuer nach
einem Stufentarif erhoben werden. Zur Fi-
nanzierung dieser MaBnahmen sollen zen-
trale Sozialleistungen (wie die bisherige
staatliche Arbeitslosenversicherung) priva-
isiert werden.

Autorentest
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M 11 @ Warum entstehen und etablieren sich neue Parteien?

Parteien sind ¢in Produkt gesellschaftli-
cher Konflikt- oder Spaltungslinien (clea-
vages). Diese stellen einerseits einen Re-
flex der sozialen Verhaltnisse dar, konnen
also an Merkmalen wie Erwerbsposition,
Gruppenzugehorigkeit, Lebensstil u. a.
festggemacht werden. Auf der anderen Sei-
te dienen sie als analytische Klammer, um
eine Vielzahl von politischen Streitfragen
2u wenigen Grundkonflikien zusammen-
zufassen. In der heutigen Parteienfor-
schung wird [hiufig] angenommen, dass
fur eine solche Zusammenfassung im We-
sentlichen zwei Kategorien genigen. Alle
: Konflikte lassen sich danach entweder auf
okonomische oder kulturelle Gegensitze
zuriickverfolgen.

Die kulturelle Konflikilinie hat ihren histo-
rischen Ursprung im Staat-Kirche-Gegen-
satz, der in Deutschland durch den konfes-
sionellen Gegensatz zwischen Protestanten
und Katholiken zusitzlich aberlagert wur-
de. Er trennte im 19. Jahrhundert die libe-
ralen von den konservativen Parteien und

2 diese wiederum von der Zentrumspartei als

politischem Arm des Katholizismus.
Die okonomische Konflikilinie [..] des 19.

schen Parteien als Interessenvertreterinnen

der Arbeiterschaft, wihrend die konserva-

tiven und liberalen Parteien auf der Gegen-

seite fir die Landbesitzer und das aufstre-
< bende Bargertum eintraten. [..]
[Alusgangs der siebziger Jahre zog eine
-postmaterialistische” Konflikilinie die Eta-
blicrung der Grinen als vierter Partei nach
sich. Charakteristisch fr das neue cleavage
war zum einen, dass es sich weniger an so-
zialstrukturellen als an Einstellungs- und
Lebensstilmerkmalen festmachte. Zum an-
deren lag das Umweltthema, aus dem sich
der Gegensatz Materialismus - Postmateri-
alismus speiste, quer zu den bestehenden
kulturellen und okonomischen Konfliki-
linien. [..]

DieGrundaus-
richung der
paliischen
Partienin
Deutschiand s
geprigtvon
untrschiedi-
chen Menschen- o
bidern sovie

vonverschiede-  Staat
nenVor-
stalungen
davon,wos
ein Stzat 20
lesten hat. Aut
derhchse
lbertir-auto
tar geht es vor
allem um das
Vernalnis i
e libertsr
2. (Wie sehlSol der Staat i die Brgerechte ingrefen, um die
Sicherheit seiner Burge zu gewahriisen?

Beider Zuordnung der Parteien ot der Marki-Stat-Achse werden deren
Aussagen zur Wirtchafts- und Soilpolik herangezogen, 2.B. Wi sehr
sollteder Staa die Wirtschltzu gestalien vrsuchen?

rechts

o
Linke

SPD

Griine @

links

Nach: Frank Decker, .0,

Die unverhofft moglich gewordene deut-
sche Vereinigung bescherte der Bundesre-
publik 1989/90 eine nochmalige Erweite-
rung ihres Parteiensystems in Gestalt der
postkommunistischen PDS. [..] Mit der
PDS hielt also ein regionalistisches cleavage
in das Parteiensystem Einzug, das durch
konomische und kulturelle Konflikte gl
chermafien unterfittert wurde. Ablesen
 sich das zum einen an der sozialstruk-
turellen Zusammensetzung der PDS-Wih-
ler in Ostdeutschland, unter denen Arbeits-
lose und Leistungsempfinger keineswegs
iberreprisentiert waren. [..]

Der Ubergang von der Viereinhalb- zur
Finfparteienstruktur  wurde  moglich,
nachdem sich in den alten Lindern 2005
eine Abspaltung von der SPD gebildet hat-
te und diese mit der ostdeutschen PDS zur
Partei Die Linke" fusionierte.

Frank Decker, Regieren im Parteienbundesstaar”,
Wiesbaden 2011, 5. 81 .
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Verfassungsrecht-
liche Stellung

von Parteien und
innerparteiliche
Demokratie

M5

Funktionen von
Parteien
M6

Kritik an
ivilegien
M7-M8

© Entstehung
von Parteien-
(systemen)
MI1LM14-M15

Anders als in den meisten anderen Staaten genieflen die politischen Parteien Verfas-
sungsrang. Durch Art. 21 GG wird ihre bevorzugte Stellung bei der politischen Willens-
und Meinungsbildung des Volkes gesichert. Dafir missen Parteien aber auch inner-
parteilich demokratisch organisiert sein und Uber Herkunft und Verwendung ihrer
Mittel gffentlich Rechenschaft ablegen. Als Ausbau innerparteilicher Demokratie wird
manchmal . Liquid-Democracy” vorgeschlagen. Dabei kann jedes Mitglied seine Stim-
me delegieren (und diese delegierten Stimmen kinnen immer weitergegeben und ak-
kumuliert werden). Diese Delegation kann aber jederzeit zuriickgenommen werden.

Durch § 1 Parteiengesetz werden die Aufgaben der Parteien konkretisiert, die sich
als Funktionen fiir das politische System beschreiben lassen. Parteien sollen dazu
dienen, politisches Personal aufzufinden und auf Amter vorzubereiten bzw. sie dafiir
2u bestimmen [Auswahl- bzw. Rekrutierungsfunktion). Sie sollen die unendlich viel-
fltigen Interessen der Bevélkerung biindeln und eine Verbindung herstellen zwi-
schen den Souversn und seinen Reprasentanten (Vermittlungs- und Bindelungs-
funktion). Parteien sollen innerparteiliche Konflikte - die auch Spiegel gesell-
schaftlicher Konflikte sein kénnen - mit dem Ziel eines befriedenden Kompromisses
moderieren (Interessenausgleichfunktion]. Insgesamt sollen Parteien das politische
System als Ganzes stabilisieren und gegeniiber dem Souverén rechtfertigen (Legiti
mationsfunktion)

Insbesondere an der Frage, ob die politischen Parteien als Ganze noch die Vermitt-
lungsfunktion zwischen dem Volk und seinen politischen Représentanten ausrei
chend wahrnehmen, entziindet sich immer wieder Streit. Sicher ist, dass die Partei-
mitglieder statistisch nicht den Durchschnitt der Bevélkerung widerspiegeln: Mit
Unterschieden zwischen den Parteien dominieren eindeutig Manner. Unter 30-Jahri-
ge sind deutlich unter-, iiber 60-Jahrige deutlich Gberreprésentiert (Ausnahme:
Biindnis 90/Die Grinen.

Auch daher wird auch manchmal gefordert, das verfassungsrechtliche Parteienpri-
g und die staatliche Parteienfinanzierung abzuschaffen. Allerdings sorgen - so
wenden Befiirworter einer starken Stellung politischer Parteien ein - solche Organi-
sationen auch fir politische Stabilitét und Berechenbarkeit.

Die Parteienforschung hat einerseits zur Beschreibung bestehender Parteiensystem
und andererseits zur Erklérung, warum neue Parteien entstehen bzw. sich etablie-
ren, das Modell der sogenannten Konfliktlinien [cleavages) entwickelt. Zurzeit kann
das deutsche Parteienspektrum anhand einer Kombination der kulturellen Konflikt-
linie (Kernfrage: Verhaltnis von Staat zu Biirger? libertér - autoritar] und dem &ko-
nomischen cleavage .Staatsorientierung/sozialer Ausgleich - Marktorientierung/
Wirtschaftsfreiheit” beschrieben werden.

Die Grenzen des Cleavage-Modells zur Erklérung von Parteientstehung liegen darin,
dass sich neu gegriindete Parteien nicht immer auf beiden Konfliktlinien verorten
lassen. Auch weitere Konfliktlinien wéiren denkbar wie eine dkologische.
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25 dahin schen. Es st beispielsweise

.Fliissige Abstimmungsverfahren” fiir mehr Vertrauen in Parteien?

Der Programmierer von LiquidFecdback,
schildert im Interview, warum flissige De-
mokratie das Vertrauen der Biirger in Poli-
tik wieder herstellen kinnte.

ZEIT ONLINE: Was wil Liquid Demoeracy?
‘Andreas Nitsche: Fir uns ist das ein Orga-
nisationsprinzip, das die Nachteile der by
den Demokratieformen kompensieren will:
Direkte Demokratie fihrt zu einer Uber-
forderung der Menschen; parlamentarische
Demokratie hat zwar den Vorteil der Ar-
beitsteilung, ist dafir aber statisch - wer
mitmachen will, muss sich wihlen lassen.
Liquid Democracy will die Arbeitsteilung
dynamisieren: Jeder beteiligt sich genau da
selbst, wo er etwas beitragen will und
kann. [..]

Konnte eine Liquid Democracy in der Zu-
kunft Wahlen ersetzen?

Es handelt sich um eine Vision, ein Gedan-
kenexperiment. Fine. Liquid-Democracy-
Gesellschaft lisst sich zwar nicht fur alle
Zeiten ausschlieBen. Ich kann allerdings
aus heutiger Sicht keinen realistischen Weg

direkten Demokratie ist aus meiner Sicht
die Oberforderung des Einzelnen. Es sind
vicle Entscheidungen ber komplexc Prob-
leme zu treffen. (] Bei Parteien gibt es viel
Gestaltungsspiclraum, Mitglieder konnen
miteinander die Richtung verhandeln. Das
ist in der gesamten Gesellschaft nicht so 15
Ieicht. Die reprisentative Demokratie woll-
ten wir gar nicht infrage stellen. Wir woll-
ten errcichen, dass Parcien volksniher
werden. [..]

Was fiir eine Form von Demokratie
schwebt Thnen vor?

Eine parlamentarische Demokratic mit Par-
teien, die jedoch wesentlich volksnaher
sind als heute. Indem sie beispiclsweise ih-
ren Mitgliedern di direkte Mitbestimmung <5
ermbglichen. Ohne diese gliseme Decke
aus Delegierten, die letztlich zur Verselbst-
stindigung von Politk fuhrt. Dann wiirde
die parlamentarische Demokratie wieder
arakiver. ©

Inteview: Kai Bierman, ZEIT ONLINE, 15.2.2013

unklar, ob die vollstandige Aufhe-
bung der Arbeitsteilung zwischen
Politik und Biirger, also jeden Biir-
ger zum Politiker zu machen, ber-
haupt ein sinnvolles
In der derzeitigen Gesellschafts-
struktur st es also kein Ersatz fiir

',/ WN
Wahlen, sondern hichstens cine | & - \\'\,\

Erginzung?
Uns erschien, als wir die Software
LiquidFeedback ~ programmierten,
der direkte Parlamentarismus als
wenig praxisnah. Das Problem der

Liquid-Democracy

Nach; Liquid Democracy c. V.

@ Fassen Sie das Modell von Liquid democracy bzw. Delegated voting zusammen.

© Erkliren Sie, auf welche Probleme polit

cher Parteien mit diesem (innerparteilichen)

Abstimmungsverfahren reagiert werden kinnte.

© Das Delegated voting des Liquid democracy-Modells sollte im Parteiengesetz als
verpflichtendes innerparteiliches Abstimmungsverfahren verankert werden. Nehmen

Sie dazu Stellung.

@ Nehmen Sie Stellung

5l Liquid-Demacracy
haben die Birger
mehrere Maglichkei-
ten der Mitbestim-
mung. Se konnen das
Wahlverfahren selbst
bestimmen und
entscheiden, ob sie
ihre Stimme direkt
abgeben machten
oder ob sie lieber
einem Delegierten
oder auch einer
Experten-Gruppe lvgl.
Parteien] ihe
Vertrauen schenken
Zudem kennen sie
diose Entscheidung
jederzeit und bei
jedem Thema neu
andern und nicht nur
alle paar Jshre,

wiki piratenpartei de/
Liquid_Demcracy

KOMPETENZEN ANWENDEN

2u Aufgabe 3
Bericksichtigen Sie die
Kategarien Effzienz
leffektive Entschei-
dungsfindung) und
Legitimitt [Partizipati-
onl. Erklaren Sie in
diesem Zusammenhang
die Problematik der
_glasernen Decke der
(Kai

Biermann]

2u der Idee, Liquid
Democracy als Ab-
stimmungsmodus.

fir Gesetzgebungsver-
fahren auf Bundesebene
einzufihren.
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2.1 Politische Parteien - Ermoglicher von Mitge-
staltung oder iberkommene Machtapparate?

Systemund | Politische Herrschaft und - Welche Bedeutung haben Parteien fur das.
Stroktur Ordnung politsche System bzw.sollten sie haben?
Legltimitét und Effizienz - Sollten Parteien angesichts ihrer
Aufgabenlerfilunl ihre verfassungsrechtiiche
Sonderstellung behalten?

[ Wandel Transformation ~Wie und warum verandern sich Parteien und das
Wahlerverhalten?

2.1.1 Wie sollten sich junge Menschen in Parteien beteiligen
kdnnen?

M1 ® Vertrauen Jugendliche politischen Parteien?

Katrin, 21 Jahre, Studentin, West

Zitier nach: Deasche Shell Holding (Hg,), Jugend 2015.
Eine pragmatische Generarion im Awfbruch. Frankfurta. M. 2015, 5. 180

Jugendiiche im Ater von 15 bis 25
Jahren. Mittelwerte beieiner Ska-
1avon 1 [sehr wenig Vertrauen] bis
5lsehrviel Vertrauen. N = 2064

Autorengraik. Zahien nach: Deutsche Skel Hoding (Hg,). Jugend 2015. Eine pragmarische Generation im Auf-
bruch. Frankfurta. M. 2015, 5. 177
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M2 ® Wie méchten sich junge Menschen politisch beteiligen?

Das habe ch schen mal gemacht
Jugendiiche i Altr von 12 is 25 Jahren [Angaben n %)
Aus poltschen Grinden Waren nicht meh gekaull
Oniine-Petiion unterzeichnel
Unteschvifentste untersehricben
An Demansiraton tedgenommen
Uber Intenet, Twiter Aktionsaulrfen gefolgt
Burgeriniative
Engagementin pol.Gruppe oder Partei
Besetzung, Blockade 19

M3 @ Mitgliederentwicklung deutscher Parteien

Mitglieder ausgewahlter Parteien n Tausend
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Nach: Mathias Alber, Klaus
Hurrelmann, Gudrun Quen-
2l 0 TNS Infraest Socll-
Jorschung, Deatsche - Shell
Holding (1), Jugend 2015.
Eine progmatische Generati-
on im Aubruch. Frankfirt
M. 2015, 5. 198,

Mit Parteibuch

207 Vrsinigung ven PDS v WSO
el Py Bartn . oy AD

© al Beschreiben Sie Katrins Kritik an politischen Parteien. (M 1)

b) Vergleichen Sie den Grad an Vertrauen junger Deutscher in politische Parteien mit
dem in andere Institutionen und arbeiten Sie mdgliche dafir Ursachen heraus. M 1)

@ Charakterisieren Sie das politische Interesse junger Menschen in Deutschland.

(M2, Randspalte]

© Erkléiren Sie die [jungere] Mitgliederentwicklung der Parteien im deutschen Bundestag.

(M2, M3, Randspalte)

Politisches.
Interesse junger
Deutscher

Jahr | (Starkes)

1991
1996
1999
2002
2006
2010
2015

Reprisentatve_Urirage
unter 15- bis 24-jahrigen
Deutschen.
Zabienmach:  Dewtsche
Shell Holding (Hg), 0.0.0,
5157,

Durchschnittsalter
von Partei-
mitgliedern
o
schn
0
Linke.
cou 5
5PD 5
csu ]
FOP 5
Bundns | 49
90/ Die
Grinen

Stand: 31.12.2014
Zablen nach: wwewstarist,
com, Abruf am 18.4,2016

@ 2 Auigabe |
Beurtalen S vorliufg
Katrins Ktk an
poiischen Partien.

@ zuAufgabe3
Entwickeln Sie Grundzi-
ge einer Parteistrategie,
mehr jingere Menschen
fur die Parteiarbeit zu
interessieren und ggf.

teliristig als

Mitglieder zu gewinnen.
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2.1.2 Sollen die Parteien ihre privilegierte
Rechtsstellung behalten?

M4 ® Deutsche Bundesprasidenten iiber Parteien

\ [

T —

Jahrzchaten wese
Partei chtvergessen e Parteien msﬂ‘ rcinci, unseres
und S e o Ausgesaltun : histandes bei-
" i s,
. Wesackr “ontalen Friedens,

DIE ZEIT N, 26, 19.6.1992
4 \ .

M5 ® Stellung der Parteien im Grund- und Parteiengesetz

Grundgesetz, Art. 21

(1) Die Parteien wirken bei der politischen Willensbildung des Volkes mit. Thre Grin-
dung ist frei. Ihre innere Ordnung muss demokratischen Grundsitzen entsprechen.
Sie miissen dber die Herkunft und Verwendung iher Mittel sowie Gber ihr Vermo-
gen offentlich Rechenschaft geben.

(2) Parteien, die nach ihren Zielen oder nach dem Verhalten ihrer Anhanger darauf
ausgehen, die freiheitliche demokratische Grundordnung zu beeintrichtigen oder
2u beseitigen oder den Bestand der Bundesrepublik Deutschland zu gefihrden, sind
verfassungswidrig. Uber die Frage der Verfassungswidrigkeit entscheidet das Bun-
desverfassungsgericht.

§ 1 Verfussungsrechtliche Stellung und Aufgaben der Parteien

(1) Die Parteien sind ein verfassungsrechtlich notwendiger Bestandteil der freiheitlichen
demokratischen Grundordnung, Sie erfuillen mit ihrer freien, daemden Mitwirkung
an der politischen Willensbildung des Volkes eine ihnen nach dem Grundgesetz ob-
liegende und von ihm verbirgte offentliche Aufigabe.

(2) Die Parteien wirken an der Bildung des politischen Willens des Volkes auf allen Ge-
bieten des ffentlichen Lebens mit, indem sie insbesondere auf die Gestaltung der
‘ffentlichen Meinung Einfluss nehmen, die politische Bildung anregen und vertiefen,
die aktive Teilnahme der Brger am politischen Leben fordem, zur Uberahme of-
fentlicher Verantwortung befihigte Biirger heranbilden, sich durch Aufstellung von
Bewerbern an den Wahlen in Bund, Lindem und Gemeinden beteiligen, auf die poli-
tische Entwicklung in Parlament und Reglerung Einfluss nehmen, die von fhnen er-
arbeiteten politischen Ziele in den Prozess der staatlichen Willensbildung einfiihren
und fur eine stindige lebendige Verbindung zwischen dem Volk und den Staatsorga-
nen sorgen.

(3) Die Parteien legen ihre Zicle in politischen Programmen nieder.

Gesez ber di politischen Paricien (Pariiengeseiz,in der Fassung der Bekannimachung vom 31.1.1994




image4.png
Parteienprivileg in der Bundesrepublik

Unter dem bundesrepublikanischen Partei-
enprivileg wird vor allem der besondere
Schutz der politischen Parteien verstanden,
der ihnen durch Artikel 21 GG gewahrt wird.
Da sie auf allen Ebenen entscheidend an
der politischen Willensbildung beteiligt sein
Sollen, k&nnen sie nur dann verboten wer-
den, wenn das Bundesverfassungsgericht
ihre Verfassungswidrigkeit und eine ag-
gressiv-kampferische Grundhaltung  ihrer
Mitglieder festgestellt hat. Deutlich wird

gleich mit dem Vereinigungsvebot (Art. 9,
Abs, 266, das durch den Innenminister des.
Bundes- oder den des betroffenen Bundes-
landes ausgesprochen wird. Auf nternatio-
naler Ebene existiert kaum ein ahnliches.
Parteienprivileg: So werden beispielsweise
in den parteienskeptischen USA durch all-
gemeine Vorwahen die Birger bereits an
der Kandidatenauswahl beteiligt, in Grod-
britannien haben Parteien dieselbe Rechts-
stellung wie private Verinigungen.

das Privileg auf nationaler Ebene im Ver-

Autorentert

M6

Funktionen politischer Parteien in der Bundesrepublik

Filr das Funktionieren der bundesrepublikanischen Demokratie entscheidend sind gerade

jene Funktionen, die Parteien als Mittler zwischen Gesellschaft und Staat wahrnehmen.

Auswahlfunktion
Durch Parteien findet die Rekrutierung und Auswaht
der politschen Elite aus der Gesellschaft - vom Orts-
rat bis zum Kanzleramt - statt. Was haufig ibersehen
und moralisierend abgewertet wird: Parteien waren
und sind immer auch Patronagearganisationen, das
bedeutet Vereinigungen von Biirgern, die Amter, Pos-
ten, Funktionen, Beférderungen und Karrieren zu
vergeben haben. Daran it nichts Anriichiges. Poli-
tisch problematisch [und dann moralisch fragwirdi)
ist es, wenn Machtpositionen um irer selbst illen
erobert werden, es also nicht mefr um die Durchset-
2ung von Inhalten geht. [.]

Legitimierungsfunktion
Indem Parteien die Vermittlungs- und die Interessen-
ausgleichsfunktionen wahrnehmen, tragen sie zur
Begriindung des politischen Systems und zur Kon-
sensstiftung bei. Die bundesrepublikanische Demo-
kratie, der Parteienstaat, bietet Regelungsmechanis-
men zur Konfliktaustragung zwischen den Parteien
undinnerhalb der Parteien und damit auch zwischen
auseinandergehenden gesellschaftlichen Interessen.
Es sind Regeln festgelegt, nach denen Kampf um
Machtlanteil stattfindet, ohne dass dieser in Burger-

.

Interessenausgleichsfunktion
‘Auch innerparteilich bemhen Parteien sich, gegen-
taufige und widerstreitende Interessen verschied
 gesellschafticher Gruppen, die auflerhalb wie
innerhalb der Partei organisiert sein konnen, auszu-
gleichen, zwischen ihnen einen Kompromiss zu fin-
den und zugleich eine eigene .parteiliche” Position zu
formulieren. Parteien integrieren also die breit ge-
streuten Gruppeninteressen.

Vermittlungsfunktion
Parteien und ihre Vertreter in Parlamenten und Re-
gierungen sind Reprasentanten von Partikularinter-
essen, von spezifischen Interessen, die in der Gesell-
schaft angelegt sind. Parteien vertreten immer nur
Teilinteressen, nicht das Gesamtinteresse einer Ge-
sellschaft, nicht das Gemeinwoh. Der Politikwissen-
schattler Ernst Fraenkel hat das sinngem 5o aus-
gedriickt: Erst wenn die Parteien und ihre
Parlamentarier sich auch dazu bekennen, Représen-
tanten von - zugespitzt formuliert - Sonderinteressen
bzw. Sonderbedurfnissen zu sein, wird die freimiltige
Austragung von kllektiven Interessengegensatzen
maglich. [..]

Peter Losche, Informationen zur politschen
Bildung (Heft 292), Bown 2013, 5 12.f.
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M7 ® Woher erhalten die Parteien ihr Geld?
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Nach: wwubpb.de, Abraf am 20.4.2014

Staatliche Parteienfinanzierung

U Wahikampfe und das laufende Geschft
finanzieren zu kinnen, bendtigen Parteien
Einnahmen,

Die im Jahr 1959 eingefuhrte staatliche
Parteifinanzierung wird begrindet durch
die Funktionen, die (nur die Parteien fur
das demokratische System erbringen kén-
nenl. Die Hohe der Zuschissse richtet sich
(seit 1994) allgemein gesagt nach der Re-
présentativitét bzw. gesellschaftiichen Ver-
ankerung der jeweiligen Partei. Jene wird
bestimmt nach ~ Stimmenprozenten ~bei
Wahlen, Hahe der erhaltenen Spenden und
eingenommenen Mitglieder- bzw. Mandats-

beitragen. Dabei erhalten die Parteien fir
die ersten & Millionen Stimmen bei Bundes-
tags- baw. Landtagswahlen 0,85 Euro und
far jede weitere Stimme 0,70 Euro. Fur je-
den Euro erhaltener Spenden (bis max
3300 Euro pro Spender] und Beitrage er-
halten die Parteien 0,38 Euro.

Die staatliche Parteifinanzierung ist absolut
gedeckelt (2012 bei 150,8 Millionen Euro/
Jah). Dieser Betrag erhoht sich jahriich
automatisch um die Inflationsrate partei-
spezifischer Ausgaben

Autorentert
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a) Bildungsabschluss der Mitglieder
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Zahien nach: Markus Kicin, Wie sind die Partien geselschaflich verwurzelt?, n: Tim Spier et al. (H.): Partc-
itglicder in Deutschland. Wicsbaden 2011, 5. 39-59, 5. 47.

b) Geschlechterverteilung der Mitglieder

CDU | CSU | SPD |DieLinke | B90/Die | FOP | A

Grinen
[Fraven JECCBNE Y IEY) a2 s 28 160

(OOl 761 79 0 a8 a4 T2 80

(an: 2015)

Aus: Oskar Nidermayer, Puricmitglicde in Deutschland: Version 2016. Aritshetc aus dem Oro-Siammer-
Zentrum, Nr. 26, Berlin 2016, 5. 17,

) Altersverteilung der Mitglieder
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© Geben Sie die wesentli
wieder. (M, Info]

@ Arbeiten Sie Verbindungen zwischen der Legitimitatsfunktion und den anderen
Funktionen der Parteien fr das politische System heraus. (M 6]

© Erkliren Sie die besondere rechtliche und finanzielle Privilegierung der politischen
Parteien vor dem Hintergrund ihrer Aufgaben. (M5 - M 7, Infol

© Die politischen Parteien sollten rechtlich den Verbanden gleichgestellt und damit
deutlich weniger privilegiert werden. Nehmen Sie Stellung zu dieser Aussage.
M3-M8)

n Elemente der Rechtsstellung von Parteien in Deutschland

@ Autgabe 1
Grenzen Sie politische
Partsien von Interessen-
verbanden ab (Kap. 5.1.2).

© 20 Autgabe 4
Analysieren Sie die
Mitgliederzusammen-
setaung und -entwick-
Lung der Parteien und
beziehen Sie sich au.
das Kriteriam der
Reprasentativitt.




